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Mitglieder des Ausschusses Verkehrsrecht  
 
- Rechtsanwalt Oskar Riedmeyer, München (Vorsitzender) 
- Rechtsanwalt Dr. Michael Burmann, Erfurt 
- Rechtsanwalt Gerhard Hillebrand, Neumünster  
- Rechtsanwalt Christian Janeczek, Dresden (Berichterstatter) 
- Rechtsanwältin Dr. Daniela Mielchen, Hamburg 
- Rechtsanwalt Michael Nissen, Gauting  
- Rechtsanwältin Gesine Reisert, Berlin 
 
Zuständig in der DAV-Geschäftsstelle  
 
- Rechtsanwältin Bettina Bachmann 
 
 
Mitglieder des Ausschusses Strafrecht  
 
- RA Dr. Rainer Spatscheck, München (Vorsitzender) 
- RA Stefan Conen, Berlin  
- RAin Dr. Gina Greeve, Frankfurt a.M. 
- RA Kai Kempgens, Berlin 
- RA Prof. Dr. Stefan Kirsch, Frankfurt a.M.  
- RAin Dr. Jenny Lederer, Essen  
- RA Prof. Dr. Bernd Müssig, Bonn 
- RA Prof. Dr. Ali B. Norouzi, Berlin  
- RAin Dr. Anna Oehmichen, Berlin (Berichterstatterin) 
- RAin Gül Pinar, Hamburg  
- RA Martin Rubbert, Berlin (Berichterstatter) 
- RAin Dr. Heide Sandkuhl, Potsdam 
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Zuständig in der DAV-Geschäftsstelle  
 
- RAin Tanja Brexl, Geschäftsführerin 
- RAin Evelyn Westhoff, Referentin 
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Verteiler 

 

 Bundesministerium der Justiz  

 Bundesministerium des Innern 

 Bundesministerium für Digitales und Verkehr 

 Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 

 Innenausschuss des Deutschen Bundestages 

 Vors. des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 

 Vors. des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 

 Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages 

 Digitalausschuss des Deutschen Bundestages 

 Justizministerien und Justizsenatsverwaltungen der Länder 

 Innenministerien und Innensenatsverwaltungen der Länder 

 Verkehrsministerien und Verkehrssenatsverwaltungen der Länder 

 SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag 

 FDP-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 

 Fraktion Die Linke im Deutschen Bundestag 

 Arbeitsgruppen Recht der im Bundestag vertretenen Parteien 

 Arbeitsgruppen Inneres des im Bundestag vertretenen Partein 

 Arbeitsgruppen Verkehr der im Bundestag vertretenen Parteien 

 Bundesgerichtshof 

 Bundesanwaltschaft 

 Bundesrechtsanwaltskammer 

 Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer 

 ADAC e.V. 

 Verkehrsgerichtstag e. V.  

 Deutscher Richterbund 

 Neue Richtervereinigung 

 Vorsitzende der Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwaltvereins 

 Vorstand und Geschäftsführung des Deutschen Anwaltvereins 
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 Verkehrsrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

 Geschäftsführender Ausschuss und Regionalbeauftragte der 

Arbeitsgemeinschaft 

 Verkehrsrecht im Deutschen Anwaltverein 

 Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins 

 Geschäftsführender Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Strafrecht des 

Deutschen Anwaltvereins 

 Vors. des Strafrechtsausschusses des KAV, BAV 

 Vors. des FORUM Junge Anwaltschaft des DAV 

 Deutscher Strafverteidiger e. V. 

 Regionale Strafverteidigervereinigungen 

 Organisationsbüro der Strafverteidigervereinigungen und –initiativen 

 Bund Deutscher Kriminalbeamter 

 Redaktion NZV 

 Redaktion zfs 

 Redaktion DAR 

 Strafverteidiger-Forum (StraFo) 

 Neue Zeitschrift für Strafrecht, NStZ 

 Strafverteidiger 

 Juris 

 KriPoZ Kriminalpolitische Zeitschrift  

 Prof. Dr. Jürgen Wolter, Universität Mannheim 

 ver.di, Bereich Recht und Rechtspolitik 

 Deutscher Juristentag (Präsident und Generalsekretär) 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt mehr als 60.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.   

 

Verbändeanhörung zu einer möglichen Reform des § 142 StGB 

 

Die Norm des §142 StGB besitzt seit jeher eine Ausnahmestellung im deutschen 

Strafrecht. Während grundsätzlich die Schadenherbeiführung unter Strafe gestellt wird, 

wollte der Gesetzgeber mit §142 StGB das Nachtatverhalten nach der 

Schadenherbeiführung unter Strafe stellen. Dieser Ausnahmecharakter der Norm 

mündete dann nicht nur in einer kompliziert verständlichen Norm, sondern auch darin, 

dass das Rechtsgut der Norm immer wieder verkannt wird. Die Vorschrift dient nicht 

einer besseren Strafverfolgung, auch nicht der Ausschaltung untüchtiger 

Kraftfahrzeugführer aus dem Straßenverkehr oder der Erhöhung der Verkehrssicherheit 

durch Verhinderung von Trunkenheitsfahrten. Sie dient vielmehr ausschließlich der 

Beweissicherung hinsichtlich der aus dem Unfall erwachsenen zivilrechtlichen 

Ansprüche Geschädigter gegeneinander und der Abwehr unberechtigter Ansprüche. 

Dem Schutz zivilrechtlicher Ansprüche untereinander wiederum mit der "Keule des 

Strafrechts" zu begegnen, erscheint nur in Extremfällen sinnvoll, also in solchen Fällen, 

in denen es um erhebliche Personenschäden geht. 

 

Einen Verstoß gegen diese Verhaltensregeln unter Strafe zu stellen, allein um 

zivilrechtliche Ansprüche zu sichern, erscheint weder kriminalpolitisch sinnvoll, noch ist 

es verhältnismäßig im Vergleich zu anderen Schadensherbeiführungen. Schließlich ist 

es mit dem ultima-ratio-Gedanken des Strafrechts nicht vereinbar. Derjenige, der ein 

Haus anzündet, kann straffrei flüchten, während derjenige, der einen nur geringen 

Schaden an einem anderen Fahrzeug bei einem Ausparkmanöver verursacht, bei 

Flucht zu bestrafen ist. 
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Es wird daher sehr befürwortet, eine Reform des §142 StGB ins Auge zu fassen, 

nachdem beispielsweise auch der Arbeitskreis III des 56. Verkehrsgerichtstages 2018 

eine solche Reform in seiner Empfehlung unter 1. angemahnt hat. 

 

Bereits zum damaligen Zeitpunkt wurde darauf aufmerksam gemacht, dass die 

bisherigen Regelungen wenig verständlich sind, hier Reformbedarf besteht, was sowohl 

hinsichtlich der Norm des §142 StGB als notwendig erachtet wurde, wie auch 

hinsichtlich der strafrechtlichen Nebenfolgen, namentlich der §§ 69, 69a StGB. 

 

Bereits hier hat der Arbeitskreis des 56.Verkehrsgerichtstages angemahnt, im Regelfall 

einen Führerscheinentzug nur noch dann vorzusehen, wenn der Sachschaden bei 

mindestens 10.000,00 € liegt. 

 

Die Entscheidung des Gesetzgebers, den Sachschaden zu einer Ordnungswidrigkeit 

herabzustufen, sollte konsequenterweise auch dazu führen, dass auch erhebliche 

Sachschäden nicht mehr Kriterium für die Geeignetheit i. S. d. § 69 Abs. 2 Nr. 3 sein 

sollten. Angesichts der gegenwärtigen Schwelle des bedeutenden Schadens, die 

mehrheitlich im Bereich von 1.500,00 € - 2.000,00 € gesehen wird, erscheint diese 

Konsequenz auch zwingend notwendig. 

 

Dies bereits deshalb, weil es für die Frage der Geeignetheit eines Kraftfahrzeugführers 

zur Teilnahme am Straßenverkehr insbesondere auf die Verkehrssicherheit und nicht 

auf das Nachtatverhalten des Verkehrsteilnehmers ankommt. 

 

Damit kann zunächst einmal festgehalten werden, dass eine Reform des §142 StGB 

zwingend erforderlich ist. Dabei ins Auge zu fassen, das Nachtatverhalten bei reinen 

Sachschäden nicht mehr strafrechtlich zu betrachten, sondern "lediglich“ als 

Ordnungswidrigkeit zu verfolgen, ist grundsätzlich zu befürworten. Denn es ist gerade 

nicht erforderlich, das Kriminalrecht zum Schutz zivilrechtlicher Ansprüche einzusetzen. 

Sinnvoll erscheint hier jedoch auch eine Grenzziehung der Personenschäden 

vorzunehmen. Leichteste Verletzungen wie häufig anzutreffende Hämatome oder HWS-

Verletzungen ohne wesentliche körperliche Beeinträchtigung erscheinen ähnlich zu 

betrachten zu sein wie reine Sachschäden. 
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Bei einer Reform des §142 StGB sollte auch der subjektive Tatbestand klarer gefasst 

werden. Für den Unfallflüchtigen sollte nicht nur erkennbar sein, dass er Beteiligter 

eines Unfalles ist, sondern er muss auch mindestens billigend in Kauf genommen 

haben, dass ein Personenschaden eintreten könnte. Die Reform sollte zum Anlass 

genommen werden, den an keiner anderen Stelle im StGB beschriebenen 

Wissensstand in § 69 Abs. 2 Nr. 3 „wissen kann“ aufgrund der damit verbundenen 

Auslegungs- und Beweisschwierigkeiten zu streichen. 

 

Änderungsbedarf besteht auch bei der in §142 Abs. 4 StGB vorgesehenen tätigen 

Reue, wenn die Feststellungen nachträglich ermöglicht werden. Da der Straftatbestand 

gerade dem Schutz des Geschädigten zur Sicherung zivilrechtlicher Ansprüche dient, 

sollte die Möglichkeit einer tätigen Reue stets vorgesehen und nicht nur auf den 

ruhenden Verkehr beschränkt sein, zumal auch die Differenzierung zwischen dem 

ruhenden Verkehr und fließenden Verkehr in der Rechtsprechung und Schrifttum sehr 

umstritten ist. Um den Anreiz zu erhöhen, scheint es auch sehr sinnvoll zu sein, einen 

nicht nur fakultativen, sondern zwingenden Strafaufhebungsgrund vorzusehen. Die 

Möglichkeit der tätigen Reue sollte, wenn Sachschäden vom Tatbestand ausgenommen 

werden, auch in der bußgeldrechtlichen Regelung vorgesehen werden, um hier nicht 

den Betroffenen dem unterschiedlich angewandten Ermessen eines Tatrichters 

auszusetzen. 

 

Ebenso sollte die tätige Reue auch auf Unfälle mit Personenschaden ausdrücklich 

erweitert werden. 

 

Besondere Unsicherheiten bestehen auch mit der in §142 Abs. 1 Nr. 2 StGB bislang 

vorgesehenen Wartefrist. Es lässt sich hier in der Rechtsprechung keine einheitliche 

Linie feststellen, wann und unter welchen Umständen welche Wartefrist angemessen 

ist. Zum Teil scheint sie willkürlich zu sein, wenn betrachtet wird, dass es durchaus 

Unfälle gibt, bei denen mit dem Erscheinen einer feststellungsbereiten Person nahezu 

überhaupt nicht gerechnet werden kann. Dies gilt beispielsweise bei Unfällen mit 

Bäumen, Leitplanken oder Tieren. Hier insbesondere nachts eine Wartefrist vom 

Geschädigten zu verlangen, führt eher zu einer Gefährdung der Verkehrssicherheit, 

weil sich ein Geschädigter länger als unbedingt notwendig im öffentlichen 

Verkehrsraum befindet und selbst bei ordnungsgemäßer Sicherung der Unfallstelle eine 
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Gefahrenstelle schafft. Wünschenswert wäre an dieser Stelle vielmehr eine einheitliche 

Meldestelle zu schaffen, bei der Unfallbeteiligte bei Fehlen feststellungsberechtigter 

Personen unmittelbar ein Unfallereignis melden und ihre Personalien hinterlassen 

können, um sodann auch die Unfallstelle verlassen zu können. 

 

Abschließend wird aus Sicht des DAV jedenfalls erfreut zur Kenntnis genommen, dass 

zum einen die vom 56. Verkehrsgerichtstag angemahnte Reform des §142 StGB ins 

Auge gefasst wird und dabei zum anderen eine Herabstufung von Fällen der 

Unfallflucht bei reinen Sachschäden auf eine bloße Ordnungswidrigkeit befürwortet 

wird. 

 


